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2. die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung gem. § 123 

VwGO zu verpflichten, der zuständigen Ausländerbehörde mitzuteilen, dass 

das Asylverfahren der Antragsteller zu 1) bis 4) nunmehr im nationalen Ver-

fahren bearbeitet wird, 

 

über die gemäß § 76 Absatz 4 Satz 1 des Asylgesetzes (AsylG) der Einzelrichter ent-

scheidet, haben nur im tenorierten Umfang Erfolg (zur richterlichen Gestaltungsbefugnis 

bezüglich des konkreten Entscheidungsinhaltes über den Wortlaut der begehrten Anträge 

hinaus Schoch/Schneider/Schoch, 48. EL Juli 2025, VwGO § 123 Rn. 133). 

 

Der Antrag zu 1. ist zulässig und begründet.  

 

Der Antrag zu 1. ist zulässig. 

 

Er ist insbesondere – trotz der Rüge der Antragsgegnerin, der verfahrensgegenständliche 

Bescheid vom 19. März 2026 sei bestandskräftig geworden – statthaft (ähnlich auch VG 

Düsseldorf, Beschluss vom 2. September 2026 – 29 L 2558/26.A, juris, passim; VG Augs-

burg, Beschluss vom 17. April 2026 – Au 2 E 26.50049 –, juris; zumindest für möglich ge-

halten bei Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 30. Juni 2025 – 1 BvR 1200/25 – 

juris Rn. 14; a.A. etwa VG Cottbus, Beschluss vom 20. November 2020 – VG 5 L 

441/20.A –, juris). Ein Antrag nach § 123 Absatz 1 VwGO kann, auch vor dem Hinter-

grund des Art. 19 Absatz 4 Grundgesetz (vgl. Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 

30. Juni 2025 – 1 BvR 1200/25 – juris Rn. 14), ausnahmsweise statthaft sein, wenn – wie 

hier in Form des Vorbringens des Ablaufs der Überstellungsfrist gemäß der Verordnung 

(EU) Nr. 604/2013 – nach Eintritt der Bestandskraft der Abschiebungsanordnung eine 

Veränderung der Sach- und Rechtslage geltend gemacht wird, welche die Abschiebung 

unmöglich macht. Der Antrag zielt dann auf den Erlass einer gerichtlichen Anordnung ab, 

mit welcher der Antragsgegnerin aufgegeben wird, der für die Abschiebung zuständigen 

Ausländerbehörde mitzuteilen, dass eine Abschiebung vorläufig nicht vollzogen werden 

darf. Dies dient der prozessualen Absicherung der im Hauptverfahren geltend gemachten 

Rechte der Antragsteller, welche letztlich die Durchführung eines nationalen Asylverfah-

rens bezwecken (m.w.N. vgl. BeckOK AuslR/Pietzsch, 47. Ed. 1.10.2024, AsylG § 34a 

Rn. 33). Den Antragstellern kommt insofern ein subjektiv-öffentlicher Anspruch darauf zu, 

dass die objektive Zuständigkeitsordnung eingehalten und ein durch das Fristenregime 

Regelungen der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 bewirkter Zuständigkeitsübergang beach-

tet wird (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 2. Dezember 2019 - 1 B 75.19, 
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Die Frist zur Überstellung der Antragsteller nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 nach 

Lettland ist abgelaufen. 

 

Zur Frage des anwendbaren Rechtsmaßstabes im Konflikt zwischen Verordnung (EU) 

2024/1351 und Verordnung (EU) Nr. 604/2013 hat das Oberverwaltungsgericht Mecklen-

burg-Vorpommern in seinem Urteil vom 22. Juni 2026 – 4 LB 323/22 OVG –, juris Rn. 16 - 

20, bereits umfassend Stellung genommen. Darauf wird Bezug genommen: 

 

„[…] Maßgeblich für die rechtliche Beurteilung des Klagebegehrens ist daher 

das Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008 

(BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. April 2026 

(BGBl. 2026 I Nr. 111) geändert worden ist. Die Verordnung (EU) Nr. 

604/2013 ist mit Wirkung vom 12. Juni 2026 aufgehoben (Art. 83 Abs. 1 Ver-

ordnung (EU) Nr. 2024/1351) und findet deshalb auf den vorliegenden Fall 

keine unmittelbare Anwendung mehr. Streitentscheidend sind nunmehr allein 

die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 2024/1351, die ab dem 12. Juni 

2026 insgesamt gelten (Art. 85 Abs. 2 und 3 Verordnung (EU) Nr. 2024/1351). 

Die Übergangsvorschrift des Art. 79 Abs. 3 Unterabs. 1 Satz 2 Verordnung 

(EU) Nr. 2024/1348 greift nicht ein. Danach unterliegen Anträge auf internatio-

nalen Schutz, die vor dem 12. Juni 2026 eingereicht wurden, der Richtlinie 

2013/32/EU. In Bezug auf Anträge, die ab dem 12. Juni 2026 eingereicht wer-

den, gilt dagegen die Verordnung (EU) Nr. 2024/1348 für das Verfahren für 

die Zuerkennung des internationalen Schutzes (Art. 79 Abs. 3 Unterabs. 1 

Satz 2 Verordnung (EU) Nr. 2024/1348). Das dem Verfahren für die Zuerken-

nung des internationalen Schutzes vorgelagerte Verfahren zur Bestimmung 

des zuständigen Mitgliedsstaats und zur Überstellung fällt nicht unter die asyl-

verfahrensrechtlichen Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 2024/1348 

(Münch/Wittmann, InfAuslR 2025, 347 <348>; Wittmann, InfAuslR 2026, 268 

<270>). Das ergibt sich unmittelbar aus Art. 2 Abs. 5 Verordnung (EU) Nr. 

2024/1351 und Art. 3 Nr. 9 Verordnung (EU) Nr. 2024/1348. Die Verordnung 

(EU) Nr. 2024/1348 betrifft nicht die Verfahren zwischen Mitgliedstaaten im 

Rahmen der Verordnung (EU) 2024/1351 und auch nicht die Rechtsbehelfe im 

Rahmen dieser Verfahren (Erwägungsgrund 101 der Verordnung (EU) Nr. 

2024/1348). Soweit Verfahrenshandlungen vor dem 12. Juni 2026 stattgefun-

den haben, sind sie nach den Grundsätzen des intertemporalen 
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Es gilt trotz gegenläufiger Entscheidung der Antragsgegnerin auch keine verlängerte 

Überstellungsfrist. Die Antragsgegnerin kann sich hierfür nicht – wie oben aufgezeigt – auf 

die Verordnung (EU) 2024/1351 berufen und ebenso auch nicht auf Art. 29 Absatz 2 Satz 

2 Verordnung (EU) Nr. 604/2013. Nach der letztgenannten Vorschrift kann die Überstel-

lungsfrist höchstens auf ein Jahr verlängert werden, wenn die Überstellung aufgrund der 

Inhaftierung der betreffenden Person nicht erfolgen konnte, oder höchstens auf achtzehn 

Monate, wenn die betreffende Person flüchtig ist. 

 

Die Voraussetzungen von Art. 29 Absatz 2 Satz 2 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 lagen 

zum Zeitpunkt der Verlängerungsentscheidung der Antragsgegnerin (am 27. Juli 2026, 

vgl. Seite 290 f. der vorgelegten Verwaltungsvorgänge) jedoch nicht vor. 

 

Die Antragsteller waren insbesondere nicht flüchtig, wie die Antragsgegnerin durch Be-

zugnahme auf die von ihr vorgelegten Verwaltungsvorgänge und der dort entnehmbaren 

Vermerke suggeriert, sondern im sogenannten offenen Kirchenasyl. Dazu führt das Bun-

desverwaltungsgericht mit seinem Urteil vom 26. Januar 2021 – 1 C 42.20 –, juris Rn. 26, 

aus: 

 

„Der Staat ist durch das offene Kirchenasyl weder rechtlich noch tatsächlich 

daran gehindert, die Überstellung durchzuführen. Er verzichtet vielmehr auf-

grund einer rechtlich nicht verbindlichen Verfahrensabsprache mit den Kirchen 

darauf, das Recht durchzusetzen (vgl. BT-Drs. 19/2349 S. 1). Die staatliche 

Respektierung des Kirchenasyls begründet kein Vollstreckungshindernis, auf-

grund dessen die Behörden gehindert wären, eine Überstellung durchzufüh-

ren, weshalb eine im offenen Kirchenasyl befindliche Person nicht "flüchtig" im 

Sinne des Art. 29 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 Dublin III-VO ist. Die politische Entschei-

dung, eine Überstellung zu unterlassen, schafft keine Rechtsgrundlage für 

eine Verlängerung der Überstellungsfrist und führt nicht dazu, dass das offene 

Kirchenasyl der Überstellung tatsächlich entgegensteht. Vielmehr verzichtet 

der Staat als Ausdruck des Respekts vor einer christlich-humanitären Tradi-

tion bewusst darauf, das Recht durchzusetzen (vgl. in diesem Sinne auch: 

VGH München, Urteil vom 12. Februar 2020 - 14 B 19.50010 - AuAS 2020, 81 

<83>; OVG Koblenz, Beschluss vom 4. Februar 2020 - 7 A 10885/19 - juris 

Rn. 12; OVG Bremen, Beschluss vom 18. September 2019 - 1 LA 125/19 - ju-

ris Rn. 7; OVG Münster, Beschluss vom 5. September 2019 - 13 A 2890/19.A 
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Die Antragsteller haben auch den notwendigen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht. Da 

die Antragsgegnerin davon ausgeht, dass die Überstellungsfrist wirksam verlängert wor-

den ist, müssen sie jederzeit mit einem Überstellungsversuch rechnen. Die Antragsgegne-

rin hat auch nicht erklärt, dass von einer Überstellung in Zukunft abgesehen wird. 

 

Der Antrag zu 2. bleibt jedoch ohne Erfolg. Er ist jedenfalls unbegründet. Sowohl Anord-

nungsanspruch als auch Anordnungsgrund sind nicht glaubhaft gemacht. Trotz Ablaufs 

der Überstellungsfrist haben die Antragsteller keinen über die tenorierte Mitteilung hinaus-

gehenden Anspruch gegen die Antragsgegnerin. Es ist keine Rechtsgrundlage dafür er-

sichtlich, dass der zuständigen Ausländerbehörde zusätzlich mitgeteilt werden müsste, 

dass das Asylverfahren nunmehr im nationalen Verfahren bearbeitet wird. Ferner ist nicht 

nachvollziehbar, welcher Nachteil den Antragstellern bei Unterlassen der gewollten Mittei-

lung der Antragsgegnerin an die Ausländerbehörde droht. Dahingehend tragen die An-

tragsteller nicht substantiiert vor, sondern berufen sich pauschal auf die Unzumutbarkeit 

weiteren Abwartens. Welchen praktischen Mehrwert die gewollte Mitteilung an die Auslän-

derbehörde hätte, ist insgesamt unklar (in eine ähnliche Richtung VG Düsseldorf, Be-

schluss vom 2. September 2026 – 29 L 2558/26.A, juris Rn. 58). 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 155 Absatz 1 Satz 1 VwGO und § 83b AsylG. Die Be-

teiligten unterliegen jeweils im Hinblick auf einen der gestellten Anträge. 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). 

 

 

 
Dr. Mende 
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